
Die erste Seite

92 Ärzteblatt Sachsen 3/2002

Zu Gast im Vorstand:
Der Sächsische Datenschutz-
beauftragte Dr. Thomas Giesen

„Der Mensch ist zur Freiheit geboren
und diese Freiheit wird im Grundgesetz
geschützt. Der Arztberuf ist ein freier
Beruf. Die Ärzte dürfen sich die Selbst-
verwaltung nicht aus der Hand nehmen
lassen. Es darf kein staatliches Gesundheits-
system entstehen.“ Mit diesen Worten
stieg der Gast der letzten Vorstandssit-
zung vom 6. Februar 2002, der sächsi-
sche Datenschutzbeauftragte Herr Dr.
Thomas Giesen, in seinen Vortrag über
„Datenschutz und Datentransparenz“ ein. 

Berufsfreiheit kontra Staatsmedizin
Die ärztliche Tätigkeit beruht seit 2500
Jahren auf dem Vertrauensverhältnis zwi-
schen Arzt und Patient. Der Datenschutz
dient dem Schutz von Menschen (Ärzten
und Patienten) und damit dem Schutz
dieses Vertrauensverhältnisses. Die von
der Bundesgesundheitsministerin Ulla
Schmidt im Rahmen der Arztabrechnun-
gen mit zentralen Rechenzentren und dem
Zugriff der Krankenkassen geforderte
Datentransparenz ist apokalyptisch zu
nennen. Die Ärzteschaft wird mit den
geplanten Regelungen in der Gesundheits-
politik nicht mehr froh. Schon die „Bes-
serwisserei der Gesundheitsberater bei
den Krankenkassen ist unerträglich“, so
Dr. Giesen in der Vorstandssitzung.
Dabei wird die Wissenschaftlichkeit des
Arztberufes durch die Einführung von

Behandlungsmustern – Disease-Mana-
gement-Programmen und Fallpauschalen –
in Frage gestellt. In Zukunft wird ein
Abweichen von den staatlich verordne-
ten Leitlinien und Qualitätsstandards
zum Zwecke der Forschung von den
Krankenkassen auf der Grundlage dann
bestehenden Rechts nicht mehr bezahlt.
Qualitätsinnovationen sind dadurch
schwer möglich, der Wissenschafts-
standort Deutschland letztlich gefährdet.
Qualitätskontrolle im ärztlichen Beruf
findet schon immer durch die Mechanis-
men der Selbstkontrolle und gegenseitigen
Beobachtung statt. Eine Datenerhebung
unter dem Deckmantel der Qualitäts-
sicherung, die zu einem Machtzuwachs
der Krankenkassen führt, muss abge-
lehnt werden. 
Der derzeitige Weg gesundheitspolitischer
Vorschläge geht nach Auffassung des
sächsischen Datenschützers in Richtung
einer Staatsmedizin! „Denn nach wel-
chem Maßstab soll die Steuerung des
Gesundheitssystems erfolgen? Und wer
entwickelt die Steuerungsgrundlagen?
Es sind politisch initiierte und interes-
sierte Gremien, zumeist mit geringer Be-
teiligung der Ärzteschaft. Eine Änderung
von einmal geschaffenen und rechtlich
fixierten Grundlagen gestaltet sich be-
kanntermaßen sehr schwierig.“

Datentransparenzgesetz
Giesen und die Datenschützer der ande-
ren deutschen Bundesländer sind der
Meinung, dass die derzeitige gesetzliche
Lage zur Weitergabe von Patienten- und
Abrechnungsdaten beibehalten werden
sollte. Jedenfalls muss die Zwischen-
schaltung einer Vertrauensstelle zwi-
schen Patient und Kasse in Betracht
gezogen werden, wo die Daten der Pa-
tienten anonymisiert werden. „Ärzte soll-
ten ebenfalls verlangen, dass eine Pseu-
donymisierung ihrer Namen in der Ab-
rechnung vorgenommen wird, damit die
Krankenkassen gar nicht erst in die Lage
versetzt werden, den einzelnen Arzt we-
gen seines Vorgehens in der Behandlung
überprüfen zu können. Dies kann even-

tuell durch die Kassenärztliche Vereini-
gung erfolgen. Die Krankenkassen müs-
sen den Namen des einzelnen Arztes für
die Abrechnung nicht kennen. Eine um-
fassende Kontrollmacht der Kranken-
kassen sollte verhindert werden. Ein
Grundanliegen, nicht nur für Daten-
schützer, muss die Begrenzung von Macht
bleiben, auch wenn das so manchem
nicht gefällt“, so Giesen.

Kommt der gläserne Arzt?
Das Datentransparenzgesetz und der
geplante Gesundheitspass für Patienten
führen zum „gläsernen Patienten und
damit auch zum gläsernen Arzt“, so der
Präsident der Sächsischen Landesärzte-
kammer, Prof. Dr. med. habil Jan Schulze,
in der Diskussion. Dieser Meinung
schloss sich Dr. Giesen an. „Denn die
Daten auf einem Gesundheitspass lassen
nicht nur Rückschlüsse auf den Pa-
tienten, sondern auch auf den behan-
delnden Arzt zu. Und es ist leicht mög-
lich, dass ein Patient unter sozialem
Druck seine Daten weitergibt. Zu den-
ken wäre an Eltern, Arbeitgeber oder
auch andere Ärzte.“ Für ihn ist es ein
letzter Versuch der Zentralisten, die
Solidarität für alle Wechselfälle des
Lebens im Gesundheitssystem zu erhal-
ten. Der Zentralismus ist aber der Todes-
stoss für eine wissenschaftlich geprägte
und auf einem Vertrauensverhältnis ba-
sierende Tätigkeit wie des Arztes. Ver-
schiedene Ausbildungsrichtungen, Be-
handlungsmethoden, die wissenschaftli-
che Suche nach ärztlichem Erfolg und
die Vielzahl an Praxen sind nicht durch
Zentralismus regelbar. 

Stärkere Eigenverantwortung 
der Patienten
Die Kostenprobleme im Gesundheitswe-
sen ließen sich nach Ansicht des Daten-
schützers durch eine stärkere Eigenver-
antwortung der Patienten lösen. „Eine
Krankheit muss finanziell weh tun, also
sind Tarife mit Selbstbeteiligung, Tarife
mit Leistungsausschluss bei Alltagser-
krankungen, Karenztage oder die Anhe-
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Berufspolitik

bung der Beitragspflichtgrenze von 65
auf 67 oder 69 Jahre denkbar“. Die Ver-
antwortung des Einzelnen für seine Ge-
sundheit muss wieder in den Mittelpunkt
aller Diskussionen treten. 

Kontra Gesundheitspolitik
Die grundsätzliche Richtung der aktuellen
Gesundheitspolitik wird von Dr. Giesen
als falsch eingeschätzt. Diese Ansicht
deckt sich mit der Meinung des Vorstan-
des der Landesärztekammer. Deshalb muss
die Ärzteschaft gemeinsam gegen die
geplanten Regelungen vorgehen. Doch

die politische Schlagkraft der Ärzte wird
wegen der internen Uneinigkeit als ge-
ring eingeschätzt. Ärzte schaden sich,
wenn sie immer nur über Gebühren re-
den. Ärzte sind Fachleute und Personen
des Vertrauens. Auf dieser Grundlage
muss die Argumentation gegenüber der
Politik erfolgen. Zuerst gilt es, die Pro-
bleme bewusst zu machen. Dazu kann
man sich an Politiker wenden, verfassungs-
rechtliche Gutachten oder Versicherungs-
mathematiker zur Offenlegung von
Schwachstellen heranziehen. Auch aus-
ländische Ärzte könnten glaubwürdig als

Gutachter für Qualitätsmaßstäbe auftre-
ten. Nicht zu vergessen die Medien. Einen
wichtigen Beitrag dazu leistet bereits das
„Sächsische Bündnis für Gesundheit
2000“ mit seinen gesundheitspolitischen
Gesprächen. Auch die offensive Informa-
tionspolitik der Sächsischen Landesärz-
tekammer, insbesondere des Präsidenten
und der Vorstandsmitglieder, in den lan-
des- und bundespolitischen Gremien ist
für die Durchsetzung der ärztlichen In-
teressen sehr wichtig und fort zu führen.

Der Vorstand
Sächsische Landesärztekammer

Verdienstkreuz 
für sächsische Ärzte

Mit dem Verdienstkreuz des Verdienstor-
dens der Bundesrepublik Deutschland
zeichnete der Sächsische Staatsminister
für Soziales, Gesundheit, Jugend und Fa-
milie, Dr. Hans Geisler, am 15. Januar
2002 in Dresden im Auftrag von Sach-
sens Ministerpräsident, Prof. Dr. Kurt Bie-
denkopf, die Mediziner Dr. Regina Pet-
zold, Dresden, Dr. Manfred Büttig, Pirna
und Dr. Infried Tögel, Radebeul, aus.
Dr. Regina Petzold aus Dresden erhielt
das Verdienstkreuz für ihr einzigartiges
Engagement beim Aufbau eines leistungs-
fähigen Jugendärztlichen Dienstes im Frei-
staat Sachsen. Für Sie stand eine optimale
gesundheitliche Versorgung der Jüngsten

auf die Zukunft hin und auf der Grundlage
moderner wissenschaftlicher Erkennt-
nisse im Mittelpunkt ihrer Arbeit. Dank
ihrer Durchsetzungskraft gelang es in
kürzester Zeit, einen in ganz Deutsch-
land anerkannten Jugendärztlichen Dienst
zu schaffen. Mit Beginn der 90ger Jahre
bemühte sich die Geehrte mit hohem
persönlichen Einsatz um die Errichtung
eines „Hauses des Kindes“ unter der Ob-
hut des Gesundheitsamtes. In diesem Haus
haben unter anderem eine Jugendzahn-
klinik, der Kinder- und Jugendärztliche
Dienst, der sozialpsychiatrische Dienst
Dresden-Mitte und die Schwangerenbe-
ratung des Gesundheitsamtes Platz gefun-
den. Frau Dr. Petzold arbeitet engagiert
im Ausschuss „Öffentlicher Dienst“ der
Sächsischen Landesärztekammer.
Dr. Manfred Büttig erhielt die Auszeich-
nung für seine außerordentlichen Verdiens-
te als Kreishygienearzt des ehemaligen
Kreises Pirna. Er thematisierte die er-
heblichen gefährlichen Belastungen der
Bevölkerung, die in den siebziger und
achtziger Jahren beim Ausbau des In-
dustriestandortes Pirna durch die chemi-
sche Industrie entstanden. Mit seiner Hilfe
gelang die technische Nachbesserung der

chemischen Anlagen um konkrete Ge-
fahren für die Menschen in dieser Re-
gion zu mindern. Als Vorsitzender der
Fachgruppe Gesundheits- und Sozialwe-
sen in der Euroregion Elbe/Labe entstan-
den aufgrund seiner Initiative grenzüber-
schreitende Kommunikationslinien zu
epidemiologischen Besonderheiten dies-
seits und jenseits der Grenze.
Dr. Infried Tögel wurde mit der hohen
Auszeichnung für den Aufbau der
Telefonseelsorge in den 80er Jahren und
deren Weiterführung nach 1989 geehrt. 
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Den Verdienstorden erhält Frau Dr. Petzold (r.) … … und Herr Dr. Büttig (r.) aus den Händen vom
Sächsischen Sozialminister Hans Geisler


